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Ausfiihrungsanordnung

Im Flurbereinigungsverfahren Méhneaue-Warstein wird hiermit nach § 61 des
Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG) in der zurzeit gultigen Fassung die
Ausfihrung des Flurbereinigungsplanes angeordnet.

1. Derim Flurbereinigungsplan vorgesehene neue Rechtszustand tritt mit Wirkung
vom 31.12.2014 an die Stelle des bisherigen (§ 61 Satz 2 FlurbG)
(Rechtsiibergang auRerhalb des Grundbuches).

2. Mit dem genannten Zeitpunkt tritt die Landabfindung hinsichtlich der Rechte an
den alten Grundstiicken und der diese Grundstuicke betreffenden
Rechtsverhéltnisse, die nicht aufgehoben werden, an die Stelle der alten
Grundstiicke. Die ortlich gebundenen 6ffentlichen Lasten, die auf den alten
Grundstiicken ruhen, gehen auf die in deren ortlicher Lage ausgewiesenen
neuen Grundstiicke tber (§ 68 Abs. 1 FlurbG).

3. Der tatsachliche Ubergang des Besitzes und der Nutzung der neuen
Grundstiicke im Flurbereinigungsgebiet, wird ebenfalls auf den unter Nr. 1
genannten Tag festgelegt (soweit nicht bereits vorweg erfolgt).

Anordnung der sofortigen Vollziehung

Gemal § 80 Abs. 2 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung —VwGO- in der zurzeit
gultigen Fassung wird im éffentlichen Interesse und im Gberwiegenden Interesse aller
Beteiligten hiermit die sofortige Vollziehung der Ausfiihrungsanordnung auch fur den
Fall angeordnet, dass Widerspruch erhoben wird, so dass dieses Rechtsmittel keine
aufschiebende Wirkung hat.

‘Der Erlass der Ausfiihrungsanordnung ist zulassig und sachlich gerechtfertigt, da
- Widerspriiche gegen den Flurbereinigungsplan nicht erhoben worden sind und somit
der Flurbereinigungsplan fir alle Beteiligten bestandskraftig ist.



Es ist daher notwendig, durch die Ausfiihrungsanordnung den im
Flurbereinigungsplan vorgesehenen neuen Rechtszustand herbeizufiihren und
dadurch den Teilnehmern das Eigentum an ihren neuen Grundstticken zu
verschaffen, so dass sie Uiber ihre neuen Grundstiicke verfiigen kénnen (z.B.
Belastung, VerauRerung, Erbauseinandersetzung etc.).

Es liegt aber nicht nur im Interesse der einzelnen Beteiligten, sondern auch im
offentlichen Interesse, dass der im Flurbereinigungsplan vorgesehene neue
Rechtszustand eintritt. Denn ein langerer Aufschub wiirde zu einer nicht vertretbaren
Rechtsunsicherheit und somit zu erheblichen Nachteilen fiir die
Teilnehmergemeinschaft und die Allgemeinheit filhren. Uberdies wiirde die
Abwicklung des gesamten Verfahrens in einem nicht vertretbaren Male verzégert.

Da in einem Flurbereinigungsverfahren eine Vielzahl aufs engste miteinander
verflochtener Abfindungsanspriiche entsteht, die wieder umfangreiche
Grundstiickstauschvorgénge zur Folge haben, kann der Besitz- und
Nutzungstibergang nur einheitlich fiir alle Beteiligten des gesamten Verfahrens
einschliellich moglicher Klagefiihrer angeordnet und durchgefuhrt werden. Denn nur
so ist eine ordnungsgemale Weiterbewirtschaftung aller im
Flurbereinigungsverfahren ausgetauschten Grundstiicke gewéahrleistet. Eine
Weiterbewirtschaftung der alten, nicht wieder zugeteilten Grundstiicke durch
Klagefuhrer wiirde dagegen zu einer Verwirrung in der Bewirtschaftung gréRerer
Teile des Flurbereinigungsgebietes und somit zu schweren wirtschaftlichen und
landeskulturellen Nachteilen fur die tbrigen Beteiligten und auch fiir die
Teilnehmergemeinschaft fihren. :

Da somit das éffentliche Interesse und das Uberwiegende Interesse der Beteiligten
an der alsbaldigen Ausfiihrung des Flurbereinigungsplanes das private Interesse von
Widerspruchsfihrern an der aufschiebenden Wirkung ihrer Widerspriiche Giberwiegt,
war zur Herbeifuhrung der genannten Vorteile und zur Vermeidung erheblicher ‘
Nachteile die sofortige Vollziehung der Ausfilhrungsanordnung mit der Folge
anzuordnen, dass die hiergegen eingelegten Widerspriiche keine aufschiebende
Wirkung haben.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Ausfuhrungsanordnung kann innerhalb eines Monats nach ihrer

- offentlichen Bekanntmachung Widerspruch eingelegt werden. Der Widerspruch ist
bei der Bezirksregierung Arnsberg, Stiftstr. 53, 59494 Soest, schriftlich einzureichen
oder zur Niederschrift zu erklaren.
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Hinweis:

Fur die Bekanntgabe des Verwaltungsaktes
und die Berechnung der gesetzlichen
Monatsfrist zur Einlegung eines mdglichen
Widerspruchs ist nicht die Verdoffentlichung
im Internet der Bezirksregierung Arnsberg,
sondern die 6ffentliche Bekanntmachung
nach den fur die jeweilige Gemeinde
bestehenden Rechtsvorschriften
mafgebend (ortsubliche 6ffentliche
Bekanntmachung).
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Hinweis: 
Für die Bekanntgabe des Verwaltungsaktes und die Berechnung der gesetzlichen Monatsfrist zur Einlegung eines möglichen Widerspruchs ist nicht die Veröffentlichung im Internet der Bezirksregierung Arnsberg, sondern die öffentliche Bekanntmachung nach den für die jeweilige Gemeinde bestehenden Rechtsvorschriften maßgebend (ortsübliche öffentliche Bekanntmachung).



